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Die in der vorliegenden Veröffentlichung enthaltenen 
Informationen und Meinungen sind die der Verfasser*innen 
und geben nicht notwendigerweise die Auffassung der 
Europäischen Kommission wieder. Weder die Europäische 
Kommission noch Personen, die in ihrem Namen handeln, 
sind für die Verwendung der hierin enthaltenen 
Informationen verantwortlich. 



 

 

 

 

 

Diese Veröffentlichung wird unterstützt durch das EU-Programm Rechte, 

Gleichstellung und Unionsbürgerschaft 2014-2020. 

Dieses Programm wird von der Europäischen Kommission umgesetzt. Sein Ziel ist 

es, einen Beitrag zur Weiterentwicklung eines Raums zu leisten, in dem die 

Gleichstellung und die Rechte von Personen – wie sie im Vertrag, in der Charta und 

in internationalen Menschenrechtsübereinkommen verankert sind – gefördert und 

geschützt werden. 

Weitere Informationen unter: http://ec.europa.eu/justice/grants1/programmes-2014-

2020/rec/index_en.htm  
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Einleitung 

Das im Rahmen des Programms „Voneinander Lernen“ auf dem Gebiet der 

Geschlechtergleichstellung veranstaltete Webinar beleuchtete gute Praxisbeispiele 

in Bezug auf die Geschlechtergleichstellung bei Arbeit und Betreuungspflichten vor 

dem Hintergrund von COVID-19. Die Teilnehmer*innen hatten die Gelegenheit, sich 

mit Praktiken aus Belgien, Malta, Frankreich und Italien vertraut zu machen.  

Das Webinar fand am 18. Juni 2020 statt. Neben Vertreter*innen aus 21 

Mitgliedstaaten und europäischer NRO-Netzwerke nahmen auch Mitglieder 

mehrerer Dienststellen der Europäischen Kommission sowie des Kabinetts von 

Vizepräsidentin Jourová bzw. EU-Kommissarin Dalli daran teil. Ferner war das 

Europäische Institut für Gleichstellungsfragen präsent. Es handelte sich um das 

zweite einer Reihe von Webinaren zu geschlechtergerechtem Vorgehen gegen 

COVID-19, bezugnehmend auf den zweiten Eckpfeiler („Entfaltung in einer 

geschlechtergerechten Wirtschaft“) der kürzlich verabschiedeten Strategie für die 

Gleichstellung der Geschlechter 2020-2025.  

Das Webinar befasste sich mit guten Praxisbeispielen im Zusammenhang mit dem 

Themenkreis Erwerbsarbeit und Betreuungspflichten im Kontext der Pandemie. Sie 

wurden unter den Antworten auf einen Fragebogen der Kommission ausgewählt, in 

dem die Mitgliedstaaten Angaben darüber machen sollten, wie sie während der 

Pandemie an die Geschlechtergleichstellung herangingen bzw. welche 

Vorgehensweisen für die Erholungsphase geplant sind.  

1. Hintergrund 

1.1 Der Ansatz der Europäischen Kommission in Bezug auf 

die Notwendigkeit eines geschlechtergerechten Vorgehens 

gegen COVID-19 

Irena Moozová, Direktorin für Gleichstellungsfragen und Unionsbürgerschaft 

(Europäische Kommission), eröffnete das Webinar. Sie betonte die Bedeutung eines 

geschlechtergerechten Vorgehens gegen COVID-19 bzw. in der Erholungsphase. 

Es gelte insbesondere, die Gewährleistung der grundlegenden EU-Werte der 

Gleichheit und Nichtdiskriminierung nicht aus dem Blickfeld zu verlieren. Die 

Pandemie hat vor Augen geführt, dass Berufe im Gesundheits- und Sozialwesen, 

aber auch bei Dienstleistungen für die Allgemeinheit und anderen wesentlichen 

Diensten wie der Kranken- und Altenbetreuung, beim Verkauf im Einzelhandel und 

im Schulunterricht zu einem unverhältnismäßig hohen Anteil von Frauen ausgeübt 

werden. Darüber hinaus arbeiten viele Frauen im Home-Office, wo sie infolge der 

Schließung von Schulen, Kinderbetreuungseinrichtungen und 

Unterstützungsdiensten für ältere Menschen den Beruf mit umfangreichen 

Betreuungsaufgaben in Einklang bringen müssen. Die geschlechtsspezifischen 

Auswirkungen der Pandemie auf die Erwerbs- und Betreuungsrollen von Frauen 

https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/gender-equality/who-we-work-gender-equality/mutual-learning-programme-gender-equality_en
https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/gender-equality/who-we-work-gender-equality/mutual-learning-programme-gender-equality_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2020:152:FIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2020:152:FIN
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werden in vorläufigen Ergebnissen aus Erhebungen zur Zeitverwendung 

anschaulich. Es zeigt sich, dass die Pandemie mit einer ungleichen Verteilung der 

Betreuungspflichten einhergeht und stereotype Geschlechterrollen wieder verstärkt 

hat.  

Die Verringerung der geschlechtsbedingten Unterschiede und die Verwirklichung 

einer ausgewogenen Beteiligung von Frauen und Männern in verschiedenen 

Wirtschaftszweigen sind Schlüsselziele der europäischen Strategie für die 

Gleichstellung der Geschlechter. Darin spiegelt sich die Priorität der Kommission 

wider, angemessene Investitionen in frühkindliche Betreuung und Erziehung – auch 

aus verfügbaren EU-Mitteln – zu gewährleisten. Darüber hinaus hat die Pandemie 

deutlich gemacht, wie wichtig eine reibungslose Umsetzung der Richtlinie zur 

Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben ist. Zu den bevorstehenden Aufgaben 

gehört die Durchsetzung einer geschlechtsspezifischen Sichtweise für die künftige 

Entwicklung von Sozial- und Betreuungssystemen. Zur Stärkung der Rolle der 

Frauen in der Wirtschaft wird der Europäische Innovationsrat im Rahmen von 

„Horizont Europa“ gezielte Maßnahmen zur Förderung der Frauenbeteiligung an 

Innovationen entwickeln. Die Kommission hat zudem vorgeschlagen, 3 Mrd. Euro in 

das Soforthilfeinstrument für den Gesundheitssektor zu investieren, in dem Frauen 

überrepräsentiert sind. Im Rahmen des Programms „Rechte, Gleichstellung und 

Unionsbürgerschaft“ sowie des Nachfolgeprogramms stehen Mittel für Projekte zur 

Verfügung, die sich mit der Segregation der Arbeitsmärkte und der ausgewogenen 

Aufteilung der Betreuungspflichten befassen. Anfang April richteten die 

Kommissionsmitglieder Dalli, Kyriakides und Schmit überdies ein gemeinsames 

Schreiben an die zuständigen Minister*innen aller Mitgliedstaaten mit der 

Aufforderung, bei ihren Dringlichkeitsmaßnahmen die Bedürfnisse von verletzlichen 

Gruppen, darunter Frauen, die im Kampf gegen COVID-19 an vorderster Front 

stehen, zu berücksichtigen. Europäische Institutionen, Mitgliedstaaten, 

zivilgesellschaftliche Organisationen und andere Interessengruppen haben die 

Möglichkeit, bei der Ausarbeitung geschlechtergerechter Maßnahmen zur COVID-

19-Krise zusammenzuarbeiten, um sicherzustellen, dass die soziale und 

wirtschaftliche Last dieser Pandemie nicht noch länger auf den Schultern der 

Frauen lastet.  

2. Aufwertung von Pflege- und Erziehungsarbeit 

und Förderung einer ausgewogenen Aufteilung 

von Betreuungspflichten  

2.1 Einleitung durch COFACE 

COFACE Families Europe umriss den Kontext des ersten Webinar-Themas. Die 

COVID-19-Pandemie hat neue Spannungen und Schwierigkeiten hinsichtlich der 

Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben für Beschäftigte in wesentlichen Diensten 

sowie für Personen, die ihrem Beruf in Telearbeit nachgehen, offenbart. Die 

Überwindung dieser Probleme erfordert eine rasche Umsetzung der Richtlinie zur 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2020:152:FIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2020:152:FIN


Zusammenfassung 

 

Webinar, Donnerstag, 18. Juni 2020 3 

 

Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben sowie eine angemessene Abgeltung von 

Urlaub aus familiären Gründen, um für alle Arten von Familien ein annehmbares 

Einkommen zu gewährleisten. Hinzu kommt die Notwendigkeit einer universellen 

Hilfe für Familien durch Ressourcen, flexible Arbeitsregelungen und 

Dienstleistungen, die in den Beschäftigungsansprüchen verankert sein müssen. Es 

handelt sich insbesondere um eine Gelegenheit, über die Richtlinie hinauszugehen 

und den Ausbau qualitativ hochwertiger, erschwinglicher und zugänglicher Dienste 

der frühkindlichen Betreuung, Bildung und Erziehung voranzutreiben. Alle 

Interessengruppen, einschließlich Arbeitgeber*innen, Gewerkschaften und 

Familienorganisationen, können neue Überlegungen anstellen, wie 

Einkommenseinbußen bei Mutterschaft beizukommen ist und wie Anreize für 

Männer geschaffen werden können, Betreuungszeiten in Anspruch zu nehmen. 

Auch staatliche Maßnahmen sind erforderlich, um Investitionen in Sozial- und 

Gesundheitsdienste anzukurbeln. Von einigen Regierungen (z. B. Belgien, 

Deutschland, Finnland, Frankreich, Italien, Luxemburg, Österreich, Tschechische 

Republik und Ungarn) während der Pandemie verabschiedete Initiativen, die eine 

Kombination verschiedener Konzepte vereinen – u. a. Sonderurlaub, 

Betreuungsgutscheine und flexible Arbeitslösungen –, können als Anhaltspunkt 

dienen. 

2.2 Bewährte Verfahrensweisen aus Mitgliedstaaten 

In Belgien wurde ein spezielles COVID-19-Elternurlaubssystem eingeführt, um 

berufstätigen Eltern während der Pandemie die Möglichkeit zu geben, Arbeit und 

Betreuung zu kombinieren. Die Schließung von Schulen und 

Kinderbetreuungseinrichtungen sowie von Gesundheits- und anderen 

Unterstützungsstrukturen schuf eine sehr schwierige Situation für viele Frauen, die 

ihre Berufstätigkeit in wesentlichen Diensten oder in Telearbeit fortsetzten. Die 

geltende Regelung für den Elternschaftsurlaub sieht vier nicht übertragbare Monate 

für Kinder bis zum 12. Lebensjahr bzw. betreuungsbedürftige Kinder oder 

Erwachsene vor. Die Inanspruchnahme kann flexibel gehalten werden (4 Monate 

Vollzeit, 8 Monate Teilzeit, 20 Monate zu 20 % und 40 Monate zu 10 %). Für einen 

Vollzeiturlaub wird ein Elterngeld von 760 € gewährt, und es besteht 

Kündigungsschutz. Auch beim eingeführten Sonder-Elternurlaub ist für die 

genannten Gruppen Betreuender keine Möglichkeit zur Übertragbarkeit gegeben. 

Die von Mai bis September 2020 geltende Regelung sieht dabei einen Elternurlaub 

auf Halbzeit- oder 20%-Basis bei einem erhöhten Beihilfensatz von 500 € (Halbzeit) 

vor. Einer der Gründe für die Einführung des Elternurlaubs auf Halbzeit- oder 20%-

Basis besteht darin, Väter zu ermutigen, Elternzeit auf dieser Grundlage in 

Anspruch zu nehmen. Ein höherer Beihilfensatz gilt nun auch für während der 

Pandemie berufstätige Alleinerziehende und Eltern, die sich um 

betreuungsbedürftige Kinder oder Erwachsene (ohne Altersgrenze) kümmern. 

Obwohl es für eine Beurteilung der Gesamtwirkung des Sonder-Elternurlaubs aus 

geschlechterspezifischer Warte noch zu früh ist, deuten erste Anzeichen auf positive 

Effekte hin. Zusätzliche Anreize könnten ins Auge gefasst werden, um die 

Inanspruchnahme von Teilzeiturlaub durch beide Elternteile zu ermöglichen. 
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Malta führte ein innovatives Programm zur Unterstützung von Arbeitgeber*innen 

ein, die während der COVID-19-Pandemie in Telearbeit investieren. Die Initiative 

soll die Gleichstellung der Geschlechter fördern, indem sie eine bessere 

Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben ermöglicht, und darüber hinaus 

Pendelzeiten, Emissionen und den Energieverbrauch reduzieren. Arbeitgeber*innen 

und Selbständige erhalten finanzielle Unterstützung für Technologie-Investitionen, 

die Telearbeit ermöglichen, in Form einer teilweisen Übernahme der entstandenen 

Kosten im Zeitraum zwischen 15. Februar und 8. Mai 2020. Die Förderung deckt 

45 % der erstattungsfähigen Kosten bis zu einem Höchstbetrag von 500 € pro 

Telearbeitsvereinbarung und maximal 4.000 € pro Unternehmen ab. Insgesamt 

gingen 946 Anträge mit durchschnittlich je fünf Telearbeitsvereinbarungen ein. Die 

Gesamtkosten des Instruments bezifferten sich auf 3,5 Millionen Euro. Es wurde ein 

Beispiel aus Gozo vorgestellt, einer kleinen Insel mit einer Bevölkerung von etwa 

40.000. Das lokale Telearbeitsprogramm zur Förderung der Vereinbarkeit von Beruf 

und Privatleben umfasst zwei Elemente: Teilrückerstattung technologischer 

Aufrüstungskosten im Umfang von 75 % (bis zu 850 € je Arbeitnehmer*in) und 

Gehaltsrückerstattung von bis zu 10.000 € über einen Zeitraum von drei Jahren für 

Unternehmen, die Telearbeit betreiben. Insgesamt war das Programm erfolgreich 

und hat gezeigt, dass Telearbeit sowohl die Produktivität als auch die Vereinbarkeit 

von Arbeit und Privatleben steigern kann und ein wichtiges Instrument zur Stärkung 

der weiblichen Erwerbsteilhabe darstellt. Es gibt Herausforderungen im 

Zusammenhang mit dem Kulturwandel und der Bewältigung der zusätzlichen 

unbezahlten häuslichen Betreuungsarbeit von Frauen.  

Während der Diskussion wurden weitere gute Beispiele vorgestellt. In Litauen 

etwa wurden im Zuge einer Gesetzesnovelle zur Kranken- und 

Mutterschaftsversicherung neue Sozialversicherungsbestimmungen verabschiedet. 

Infolge der Schließung der Kindertagesstätten haben die – mehrheitlich weiblichen – 

Betreuenden älterer oder behinderter Menschen Anspruch auf eine Beihilfe in Höhe 

des Krankengelds. Entsprechend der allgemein geltenden Bemessungsgrundlage 

beläuft sich dieses auf 65,94 % des deklarierten Einkommens. Darüber hinaus gilt 

das Gesetz für Eltern, die ein Kleinkind oder ein Kind mit Behinderung zu Hause 

betreuen, nachdem der Schulbetrieb ausgesetzt wurde. Den Eltern, Adoptiveltern, 

Sorgeberechtigten oder berufstätigen Großeltern des Kindes kann ein 

Arbeitsunfähigkeitszeugnis ausgestellt und Krankengeld ausbezahlt werden. 

3. Wertschätzung des Beitrags von Frauen auf 

dem Arbeitsmarkt  

3.1 Einführung durch die European Women's Lobby 

Die European Women‘s Lobby definierte den Rahmen des zweiten Webinar-

Themas – die Aufwertung der Arbeit von Frauen. Sie erläuterte, dass die 

wirtschaftliche Unabhängigkeit von Frauen den Eckpfeiler der 

Geschlechtergleichstellung bildet. Die Lebenserfahrungen, die wirtschaftliche 



Zusammenfassung 

 

Webinar, Donnerstag, 18. Juni 2020 5 

 

Unabhängigkeit und die Ressourcen von Frauen werden nicht zuletzt durch eine 

Reihe sich überschneidender Faktoren wie Alter, ethnische Herkunft, Migration, 

Behinderung und Schichtzugehörigkeit geprägt. Die fortdauernde Häufung von 

Ungleichheiten und die Unterbewertung weiblicher Erziehungs- und Pflegearbeit 

verstetigen zudem ein europaweites geschlechtsspezifisches Lohn- und 

Rentengefälle. Darüber hinaus tragen Frauen eine unverhältnismäßig starke 

Belastung im Rahmen der Erziehungs- und Betreuungsarbeit: Im Durchschnitt 

verrichten sie pro Woche 13 Stunden mehr unbezahlte Pflege- und Hausarbeit als 

Männer. Dabei haben Frauen während der COVID-19-Pandemie einen 

unschätzbaren Beitrag zur Wirtschaft geleistet, obwohl sie oft in Sektoren arbeiten, 

in denen sie unterbewertet und unterbezahlt sind. Gegenwärtig stellen Frauen in der 

EU 76 % aller Pflegekräfte, 93 % der Kinderbetreuenden, 95 % der Haushaltshilfen 

und 86 % der Gesundheitsfachkräfte. Die COVID-19-Pandemie ist eine 

Gelegenheit, unsere Gesellschaften so umzugestalten, dass sie den essenziellen 

Beitrag der Frauen zu Arbeit und Pflege wertschätzen. In diesem Zusammenhang 

schlägt die European Women‘s Lobby einen „Care-Deal“ für Europa vor, aufbauend 

auf einem Modell der Doppelverdienenden und Doppelbetreuenden. Ziel ist es, den 

künftigen Pflegebedarf über den gesamten Lebenszyklus hinweg zu decken, die 

Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass der Pflegesektor qualitativ hochwertige 

Arbeitsplätze bietet, die Geschlechtersegregation auf dem Arbeitsmarkt zu 

bekämpfen und die geschlechtsspezifischen Lohn- und Rentenunterschiede 

abzubauen. Investitionsmöglichkeiten bestehen im Rahmen des mehrjährigen 

Finanzrahmens 2021-2027 sowie im Instrument „Next Generation EU“. Eine 

erwogene Kürzung der Mittel im Rahmen des Programms „Gleichstellung, Rechte 

und Werte“ gibt indes Anlass zur Sorge. 

3.1 Bewährte Verfahrensweisen aus Mitgliedstaaten 

In Frankreich wird im Rahmen der Maßnahmen zur Stärkung der Rolle von Frauen 

im Beruf anerkannt, wie sehr Frauen während der COVID-19-Pandemie als 

Krankenschwestern, Betreuerinnen, Kindergärtnerinnen, Grundschullehrerinnen, 

Kassiererinnen, Schneiderinnen, Reinigungskräfte u. dgl. zur Bereitstellung 

wesentlicher Dienste beigetragen haben. Darüber hinaus waren während der 

Pandemie viele in Telearbeit berufstätige Frauen mit einer Mehrbelastung durch 

Hausarbeit und Kinderbetreuung konfrontiert. Angesichts der COVID-19-Krise 

wurde ein Zwei-Säulen-Aktionsplan beschlossen. Die erste Säule – „Frauen bei der 

Vereinbarkeit von Privat- und Berufsleben unterstützen“ – beinhaltete einen 

einmonatigen Elternurlaub (im Vergleich zu den normalerweise vorgesehenen 11 

Tagen), einen Betreuungsurlaub, wenn Kinder erkranken sowie einen 

Betreuungsurlaub für junge Großeltern. Die zweite Säule – „Unterstützungen für 

unternehmerische Initiative von Frauen“ – zielt darauf ab, die Zahl der 

Unternehmerinnen bis zum Ende der laufenden Präsidentschaft zu verdoppeln. Eine 

Kommunikationskampagne mit der Partnerinstitution France Active hat 

Unternehmerinnen zusammengebracht, die öffentliche Förderungen und einen mit 

100.000 Euro dotierten nationalen Preis für Frauen an der Spitze junger 

Unternehmen erhalten haben. Diese Maßnahmen knüpfen an das bisherige 
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Engagement für die Geschlechtergleichstellung im Regierungsplan für die berufliche 

Gleichstellung der Geschlechter 2020-2022 an, der im März 2020 initiiert wurde. Der 

Plan sieht einen zusätzlichen Betrag von 5 Millionen Euro für die langfristige 

Förderung der Geschlechtergleichstellung vor. Das Instrument umfasst außerdem 

Indikatoren für Unternehmensberichte zu Fortschritten bei der Gleichstellung sowie 

Sensibilisierungskampagnen. Es wurde ein Programm für den Austausch bewährter 

Verfahren auf dem Gebiet der Geschlechtergleichstellung ins Leben gerufen. Es 

enthält eine ausführliche Beschreibung von 15 bewährten Beispielen für den 

Aufschwung. Es wurden Richtlinien für Arbeitgeber*innen und Unternehmen 

herausgegeben, die sich mit der Vereinbarkeit von Privat- und Berufsleben, der 

Bekämpfung geschlechtsspezifischer Gewalt, dem Schutz von Frauen vor sexueller 

Belästigung und der Verwirklichung der beruflichen Gleichstellung von Frauen und 

Männern befassen. Unlängst wurde eine Studie in Auftrag gegeben, um die 

Gleichberechtigung in Einstellungsverfahren auszuleuchten.  

In Italien wurden Maßnahmen zugunsten der Geschlechtergleichstellung in Form 

von Förderungen für Unternehmerinnentum eingeführt. Seit 2013 gibt es einen 

Unterstützungsfonds für Unternehmensgründerinnen, der 2014 auf selbständige 

Frauen ausgeweitet wurde. Trotz eines Anstiegs der Unternehmensgründungen 

durch Frauen in Sektoren wie Handel, Landwirtschaft, Pflege und Tourismus 

standen Frauen 2018 an der Spitze von nur 21,93 % aller im 

Handelskammerregister eingetragenen Unternehmen. Rund 16.000 weiblich 

geführte Unternehmen haben eine Förderung aus dem Fonds erhalten. 1,5 Millionen 

Euro wurden an kleine und mittlere Unternehmen, die mehrheitlich von Frauen 

geführt werden, sowie an weibliche Selbständige vergeben. Im Rahmen der COVID-

19-Maßnahmen wurde der Fonds für 2020 um 5 Millionen Euro aufgestockt, um 

geschlechtsspezifische unternehmerische Herausforderungen während der 

Pandemie anzugehen.  

Am 15. April 2020 rief das Ministerium für Chancengleichheit und Familie die Task 

Force „Frauen für eine neue Renaissance“ ins Leben, deren Schwerpunkt auf der 

wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Erholung nach der Pandemie liegt. Die 

Task Force setzt sich aus 12 Managerinnen, Wirtschaftswissenschaftlerinnen, 

Forscherinnen, Unternehmerinnen und führenden Frauen aus verschiedenen 

Bereichen der Wirtschaft und Gesellschaft zusammen. Auf der Grundlage von 

Daten über die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf verschiedene Sektoren 

gab die Task Force spezifische Empfehlungen zu einer Reihe von Bereichen ab. In 

Bezug auf das Unternehmerinnentum gehen die Empfehlungen dahin, eine 

Erhöhung des Frauenanteils in allen Arbeitsbereichen zu fördern, auch in nicht-

traditionellen Bereichen wie MINT, Cloud-Computing und künstliche Intelligenz. Die 

weiteren Empfehlungen betreffen die Förderung weiblicher Führungskräfte in der 

Post-COVID-Phase durch eine Bewertung der geschlechtsspezifischen 

Auswirkungen von Unternehmensumstrukturierungen, den Zugang zu finanzieller 

Unabhängigkeit durch einen Hilfsfonds für Gründerinnen sowie den Zugang zu 

Mikrokrediten, die Bekämpfung von Geschlechterstereotypen und die Suche nach 
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Lösungen für die Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben in Unternehmen in der 

Post-COVID-Ära. 

Während der Diskussion wurde ein weiteres bewährtes Maßnahmenbeispiel aus 

Spanien erwähnt. Dabei geht es um ein neues Gesetz zum Schutz von Frauen, die 

in frauendominierten Sektoren von Arbeitsplatzverlust betroffen sind. Das 

Hauptaugenmerk gilt prekären Arbeitsverhältnissen. Die Regelungen für 

Hausangestellte im allgemeinen Sozialversicherungssystem wurden um eine 

Sonderbeihilfe ergänzt, für Fälle, in denen kein Anspruch auf reguläres 

Arbeitslosengeld besteht, obwohl die Beschäftigung während der Pandemie ganz 

oder teilweise ausgesetzt wurde. Der Zuschuss beläuft sich auf 70 % des Gehalts. 

Unter dem Leitmotiv „Niemanden zurücklassen“ wurde am 19. Mai 2020 außerdem 

ein Grundeinkommen eingeführt, auf das an die 2,3 Millionen Personen Anspruch 

haben werden. Im Fokus stehen von sozialer Ausgrenzung bedrohte Menschen, 

Einpersonenhaushalte sowie Opfer von häuslicher Gewalt und Menschenhandel.  

In der Diskussion wurden weitere Fragen zu den langfristigen Auswirkungen der 

Krise auf die Rolle der Frauen auf dem Arbeitsmarkt und insbesondere zu den 

Folgen für das Renten- und Lohngefälle angesprochen. Es ist von entscheidender 

Bedeutung, geschlechtergerechte Sozialsysteme zu gewährleisten.  

4. Schlussfolgerungen  

In den Präsentationen und Diskussionen wurden Vorschläge unterbreitet, wie an 

Maßnahmen während und nach der COVID-19-Krise herangegangen werden soll, 

um im Hinblick auf Erwerbsarbeit und Betreuungspflichten einen 

geschlechtergerechten Ansatz zu gewährleisten.  

Im Zusammenhang mit den Betreuungsrollen von Frauen ist es wesentlich, sich für 

die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben, für flexible Arbeit und für 

angemessenes Elterngeld einzusetzen, ergänzt durch qualitativ hochwertige 

Betreuungsangebote. Darüber hinaus besteht die Notwendigkeit eines 

längerfristigen kulturellen und sozialen Wandels hin zum Modell der 

Doppelverdienenden und Doppelbetreuenden. 

Hinsichtlich der weiblichen Berufstätigkeit gibt es eine Reihe dringender Bereiche, 

die anzugehen sind. Dazu zählen Strategien zur Eingliederung von Frauen in 

prekären und unsicheren Arbeitsverhältnissen, neue Arbeitsformen, 

Unternehmerinnentum, die Führungsrolle von Frauen in Unternehmen, die 

Förderung der Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben sowie die Abkehr von 

bestimmten Denkweisen und Geschlechterstereotypen. Es ist wichtig, dass 

Arbeitgeber*innen Telearbeit vertrauensvoll ausbauen können und dass der 

Privatsektor die Telearbeit für Frauen und Männer gleichermaßen vorantreibt, um 

die weibliche Erwerbsteilhabe und die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben zu 

fördern. 

In ihren Schlussbemerkungen betonte Ingrid Bellander-Todino, Leiterin des Referats 

für Geschlechtergleichstellung (GD Justiz, Europäische Kommission), die 
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Notwendigkeit kurz- und langfristiger geschlechtergerechter Antworten auf die 

Herausforderungen rund um Arbeit und Betreuungspflichten während und nach der 

COVID-19-Pandemie. Die Krise hat neue Arbeitsweisen aufgezeigt, darunter 

Möglichkeiten, Erwerbsarbeit und Betreuung etwa durch Elternzeitregelungen, 

flexible Arbeitsarrangements und Telearbeit in Einklang zu bringen. Die beim 

Webinar vorgestellten bewährten Praktiken bieten Anregungen für langfristige 

Veränderungen in der Arbeitswelt. Das betrifft nicht zuletzt die Wertschätzung der 

Arbeit von Frauen und die Bedeutung des Unternehmerinnentums.  

 

 


